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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Juni:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
12.6.
15.6. *
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
12.6.
15.6. *
keine Schonfrist

Einkommen-/Kirchensteuer
12.6.
15.6. *
keine Schonfrist

Körperschaftsteuer
12.6.
15.6. *
keine Schonfrist

* In Bundesländern, in denen Fronleichnam ein Feiertag ist, gilt statt dem 15.6. der 16.6.

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Juni: 


   Fälligkeit


für den Monat Juni 
28.06.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der erste Beitrag nach neuem Recht, der am 27.1.2006 fällig war, kann auf die nächsten sechs Monate verteilt werden, d.h. 1/6 des Januarbeitrages muss bei Nutzung der Übergangsregelung ebenfalls am 28.6.2006 gezahlt werden. Die Anwendung der Übergangsregelung wurde durch die aktive Nichtzahlung des Januarbeitrages erzeugt. Die Übergangsregelung gilt jedoch nicht für die sog. „Frühzahler“, d.h. in den Fällen, in denen das Arbeitsentgelt bis zum 15. des laufenden Beschäftigungsmonats fällig wird. 

2. Elterngeld und Steueränderungsgesetz 2007 geplant

Das Bundeskabinett hat sich am 10. Mai 2006 zum Entwurf eines Steueränderungsgesetzes 2007 verständigt, womit einige Vorhaben des Koalitionsvertrages umgesetzt werden sollen. Folgende wichtige Maßnahmen sollen auf den Weg gebracht werden:

Bereits der Koalitionsvertrag sah die Einführung der sog. Reichensteuer vor. Ledige ab 250.000 € und Verheiratete ab 500.000 € Jahreseinkommen müssen voraussichtlich ab dem 1. Januar 2007 einen Drei-Prozent-Aufschlag auf die Einkommensteuer zahlen. Der Einkommensteuerspitzensatz beträgt dann 45 % statt bisher 42 %. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit sollen bis zum In-Kraft-Treten der Unternehmensteuerreform am 1. Januar 2008 von der Reichensteuer verschont bleiben. Im Rahmen der Unternehmensteuerreform ist dann eine Entlastung in anderer geeigneter Weise geplant.  

Auch auf die Kürzung der Pendlerpauschale hat man sich geeinigt, die für die ersten 20 km ganz abgeschafft werden soll. Die Berufssphäre soll vielmehr erst am „Werkstor“ beginnen. „Fernpendler“ sollen aber ab dem 21. Kilometer wie bisher 30 Cent je Entfernungskilometer steuerlich absetzen können. 

Ab 2007 kann Kindergeld nur noch bis zum 25. Lebensjahr bezogen werden. Für die heute 25- bis 27jährigen Kinder bleibt die bisherige Zahldauer bis zum 27. Lebensjahr unverändert. Bis zur Vollendung des 26. Lebensjahres wird Kindergeld an die heute 24jährigen gezahlt. 

Weiterhin soll das häusliche Arbeitszimmer nur dann steuerlich anerkannt werden, wenn es den Mittelpunkt der gesamten beruflichen oder betrieblichen Tätigkeit bildet. Der Sparerfreibetrag soll ab 2007 auf 750 € für Ledige und 1.500 € für Verheiratete nahezu halbiert werden.  

Über die geplante Anhebung der Vorsteuerpauschale für Landwirte sowie die Einführung eines Elterngeldes hat man sich bislang nur im Koalitionsausschuss verständigt. Einen Gesetzentwurf gibt es noch nicht. Man einigte sich, die Vorsteuerpauschale wegen der geplanten Mehrwertsteueranhebung ab 2007 für Landwirte um 1,7 Prozentpunkte auf 10,7 % sowie für Forstwirte von bisher 5 % auf 5,5 % anzuheben. Beraten wurde auch die Einführung eines Elterngeldes, das ab dem 1. Januar 2007 das bisherige Erziehungsgeld ablösen soll. Das Elterngeld soll 67 % des bisherigen Nettoeinkommens des betreuenden Elternteils bis zu maximal 1.800 € ersetzen. Mindestens soll jedoch ein Sockelbetrag von 300 € gezahlt werden, der auch nicht auf andere Sozialleistungen angerechnet wird. Grundsätzlich kann das Elterngeld für 12 Monate bezogen werden. Diese Zeit wird um zwei „Vätermonate“ verlängert, sofern der Vater mindestens für diese Zeit zu Hause bleibt und sich um das Kind kümmert. 

Hinweis:

Über Änderungen, die sich im laufenden Gesetzgebungsverfahren ergeben, werden wir Ihnen berichten. 

Quelle: Entwurf eines Steueränderungsgesetzes 2007 vom 10. Mai 2007, www.bundesfinanzministerium.de, CDU/CSU Fraktion im Deutschen Bundestag, Pressemitteilung vom 2. Mai 2006, www.cducsu.de
3. Entwurf eines Gesetzes zum Abbau bürokratischer Hemmnisse

Das Bundeskabinett hat am 25. April 2006 den Entwurf eines Gesetzes zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft sowie einen Maßnahmenkatalog für längerfristige mittelstandsfreundliche Reformvorhaben beschlossen. Durch das Gesetz sollen vor allem klein- und mittelständische Unternehmen von Einzelregelungen aus den Bereichen der Buchführung, Statistik und Gewerbeausübung entlastet werden. 

Aus dem Gesetzentwurf zum Abbau bürokratischer Hemmnisse sind folgende Regelungen steuerlich relevant: 

· Die steuerlichen Buchführungsgrenzen sollen von bisher 350.000 € Umsatz im Kalenderjahr auf 500.000 € angehoben werden. Nach den Schätzungen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technik sollen dadurch ca. 150.000 Unternehmen von der Buchführungspflicht befreit werden.

· Die vereinfachten Regelungen für Kleinbetragsrechnungen sollen künftig auf Beträge bis 150 € (bisher: 100 €) anwendbar sein.  

· Erleichterungen sind auch im Bereich der Vorsteuerberichtigung geplant. So sollen nur diejenigen sonstigen Leistungen in das Berichtigungsverfahren einbezogen werden, die steuerlich bilanziert werden müssen. Ebenso sollen nachträglich in ein Wirtschaftsgut eingebaute Bestandteile sowie sämtliche sonstigen Leistungen, die damit zusammenhängen, zu einem einzigen Berichtigungsobjekt zusammengefasst werden, wenn diese zu einer einheitlichen Maßnahme gehören.

Der Maßnahmenkatalog für längerfristige mittelstandsfreundliche Reformvorhaben enthält im Einzelnen folgende steuerrelevante Maßnahmen:

· Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) beabsichtigt, die Bauabzugsteuer vor dem Hintergrund einer möglichen Abschaffung gutachterlich bewerten zu lassen.

· Ebenfalls will das BMF prüfen, ob der Lohnsteuerjahresausgleich durch den Arbeitgeber abgeschafft werden kann.

· Die Bundesregierung plant, den Anspruch auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft gesetzlich zu regeln.

· Geringwertige Wirtschaftsgüter sollen erst ab Anschaffungskosten von 100 € (bisher 60 €) in ein Bestandsverzeichnis aufgenommen werden. 

· Auf dem Gebiet der Besitz- und Verkehrssteuern sollen Verwaltungsvorschriften abgebaut werden.

· Das BMF möchte nach Umsetzung der geplanten Unternehmensteuerreform die Verwendung des Formulars zur Einnahmen-Überschussrechnung bewerten.  

Hinweis:

Bis zur endgültigen Verabschiedung durch den Bundesrat muss der Gesetzentwurf noch den Bundestag durchlaufen. Wir werden Sie an dieser Stelle über das aktuelle Gesetzgebungsvorhaben informieren.

Quelle: Entwurf eines Gesetzes zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft sowie Maßnahmenkatalog für längerfristige mittelstandsfreundlichen Reformvorhaben vom 20. April 2006, www.bmwi.de
4. Kontenabruf jetzt europaweit möglich  

Am 2. Februar 2006 ist fern jeglicher Öffentlichkeit das „Protokoll vom 16. Oktober 2001 zu dem 
Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der EU“ in Kraft getreten. Durch das Gesetz kann nun ein Kontenabruf in jedem Mitgliedstaat der EU erfolgen.

Jeder Mitgliedstaat hat sich verpflichtet, über den Bestand von Bankkonten natürlicher oder juristischer Personen Auskunft zu erteilen, sollte eine Behörde eines anderen Mitgliedstaates solche Auskünfte ersuchen. Voraussetzung für ein solches Auskunftsersuchen ist, dass im anderen Mitgliedstaat bereits ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren läuft und dafür dort ein Höchstmaß von mindestens vier Jahren Freiheitsstrafe vorgesehen ist. Davon ist somit auch Steuerhinterziehung betroffen. Im Gegensatz zur EU-Zinsrichtlinie sind nun Auskunftsersuchen nach Österreich, Luxemburg und Belgien möglich. 

Anders als beim derzeit in Deutschland geltenden Kontenabrufverfahren kann aber nicht nur der Bestand eines Kontos an sich sondern auch die Art und Höhe der Transaktionen abgefragt werden. Darüber hinaus kann das Konto sogar über einen gewissen Zeitraum überwacht werden. Weiterhin haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass das Auskunftsersuchen und die Ermittlungen gegenüber dem Kontoinhaber geheim gehalten werden. Der Beschuldigte wird also nicht informiert. Außerdem darf der ersuchte Staat die Informationen nicht unter Berufung auf das Bankgeheimnis verweigern.    

Hinweis:

Da der Betroffene von den Ermittlungsmaßnahmen im Ausland nichts erfährt, sind Rechtsbehelfe dagegen nur schwer möglich. Das Protokoll gilt für alle EU-Mitgliedstaaten, weshalb die Schweiz und Liechtenstein davon nicht betroffen sind. 

Quelle: Gesetz zu dem Protokoll vom 16. Oktober 2001 zu dem Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union vom 22. Juli 2005, BGBl. 2005 II S. 662 

5. Gesamtsteuerbelastung mit mehr als 50 % nicht verfassungswidrig 

In Artikel 14 des Grundgesetzes ist das sog. Eigentumsrecht verankert. Der Artikel besagt u.a., dass der Gebrauch des Eigentums „zugleich“ der Allgemeinheit dienen soll. Den Wortlaut des Grundgesetzes nahm ein Steuerpflichtiger zum Anlass, sich wegen zu hoher Steuern in seinen Grundrechten verletzt zu sehen. 

Der Steuerpflichtige führte einen Gewerbebetrieb. Sein zu versteuerndes Einkommen betrug im Streitjahr rd. 300.000 €. Das Finanzamt setzte Einkommensteuer von rd. 130.000 € fest. Zusätzlich sollte er noch Gewerbesteuer von rd. 50.000 € zahlen. Bezogen auf sein Einkommen betrug die Gesamtsteuerlast insgesamt ca. 60 %. Gegen den Einkommensteuerbescheid wehrte sich der Steuerpflichtige. Nach seiner Meinung verstoße die Steuerfestsetzung gegen den „Halbteilungsgrundsatz“, da sein Einkommen mit mehr als 50 % Steuern belastet würde. Er berief sich dabei auf Artikel 14 des Grundgesetzes. Aus dem Wortlaut „zugleich“ wollte er eine Belastungsobergrenze von maximal 50 % Steuern ableiten. 

Die Richter am Bundesverfassungsgericht gaben dem Steuerpflichtigen kein Recht. Der Halbteilungsgrundsatz gehe auf eine frühere Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes zur Vermögensteuer zurück, die aber keine verbindliche verfassungsrechtliche Obergrenze für die Gesamtbelastung mit Einkommen- und Gewerbesteuer festlegte. In der Entscheidung von damals ginge es allein um die Grenze der Gesamtbelastung des Vermögens mit einer Vermögensteuer, die neben der Einkommensteuer erhoben werde, so die heutige Interpretation der Verfassungsrichter. Allerdings könne man nicht ohne weiteres diese Belastungswirkung mit der von Einkommensteuer und Gewerbesteuer vergleichen. Aus dem Eigentumsgrundrecht lasse sich nicht eine allgemein verbindliche absolute Belastungsobergrenze in Höhe einer hälftigen Teilung ableiten. Aus „zugleich“ sei kein Gebot der hälftigen Teilung zwischen Eigentümer und Staat zu deuten. Die steuerliche Gesamtbelastung sei allein durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit begrenzt. Da der deutsche Gesetzgeber einen progressiven Steuersatz gewählt hat, sei es auch in Ordnung, wenn hohe Einkommen auch hoch belastet werden. Jedoch kam das Bundesverfassungsgericht zu der Ansicht, dass auch nach Abzug der Steuern ein hohes frei verfügbares Einkommen übrig bleiben muss, damit der wirtschaftliche Erfolg nicht grundlegend beeinträchtigt werde. Im zu verhandelnden Fall sahen die Verfassungsrichter die zumutbare Steuerbelastung aber als nicht erreicht an. Das Einkommen- und Gewerbesteuerrecht sei auch für hohe Einkommen derzeit nicht so ausgestaltet, dass durch eine übermäßige Steuerbelastung die Eigentumsgarantie verletzt wäre.     

Quelle: BVerfG, Beschluss vom 18. Januar 2006, 2 BvR 2194/99, LEXinform Nr. 5210039; BVerfG, Pressemitteilung vom 16. März 2006, Nr. 19/2006, LEXinform Nr. 0172277

6. Arbeitszeitkonten als verdeckte Gewinnausschüttung  

Durch Arbeitszeitkonten kann ein vorgezogener Ruhestand finanziert werden. Arbeitszeitkonten werden bislang noch wenig von Gesellschafter-Geschäftsführern genutzt. Allerdings werden diese Modelle bei der Betriebsübergabe im Rahmen der Nachfolgeregelung immer häufiger eingesetzt. In der ersten Phase ist der Gesellschafter-Geschäftsführer wie bisher im selben Umfang für seine Gesellschaft tätig, allerdings zu einem gekürzten Gehalt (sog. Ansparphase). Den vereinbarten Kürzungsbetrag behält der Arbeitgeber ein und schreibt ihn auf dem Arbeitszeitkonto in Form von Geld oder Zeit gut. Zum Teil werden auch nicht in Anspruch genommene Urlaubstage sowie Einmal- und Sonderzahlungen in die Konten eingestellt. In der zweiten Phase (sog. Auszahlungsphase) wird der Geschäftsführer von seiner Arbeit freigestellt und beansprucht wegen der Fortzahlung seiner Bezüge das Guthaben. 

Das Ministerium für Finanzen und Bundesangelegenheiten Saarland hat sich in einem Erlass zur steuerlichen Behandlung der Arbeitszeitkonten geäußert. Nach dessen Auffassung ist zwischen reinen Arbeitszeitkontenmodellen und Entgeltumwandlungsmodellen zu differenzieren. 

Bei den reinen Arbeitszeitkontenmodellen werden in der ersten Phase Ansprüche auf Gehalts- und Sonderzahlungen in Arbeitszeitguthaben umgerechnet. In der Freistellungsphase wird das Guthaben mit einem bestimmten Umrechnungsfaktor in Gehalt umgerechnet und dabei abgebaut. Diese Art der Modelle fasst das Finanzministerium regelmäßig als verdeckte Gewinnausschüttung auf, da sie aus körperschaftsteuerlicher Sicht nicht mit dem Aufgabenbild eines GmbH-Geschäftsführers vereinbar seien. Bei der Bemessung des Geschäftsführergehaltes würde es gerade nicht auf die Anzahl der geleisteten Stunden, sondern auf das Ergebnis des Arbeitseinsatzes ankommen.  

Durch Entgeltumwandlungsmodelle werden bereits erdiente Gehaltsansprüche in ein Versorgungsrecht umgewandelt. Das Gehalt wird dann tatsächlich erst später in der Freistellungsphase ausgezahlt. Ob es sich dabei um eine verdeckte Gewinnausschüttung handele, sei nach den allgemeinen Grundsätzen zu prüfen. Von vornherein handele es sich im Gegensatz zu dem anderen Modell nicht um eine verdeckte Gewinnausschüttung. Maßgebend sei beispielsweise, ob die Vereinbarungen einem inneren oder äußerem Betriebsvergleich standhalten.   

Hinweis:

Die Arbeitszeitkontenmodelle sind insoweit attraktiv, da damit ggf. ein Renditevorteil verbunden sein kann. Bei konventioneller Geldanlage würde nur das Nettogehalt zur Verfügung stehen, während beim Arbeitszeitkontenmodell das Bruttogehalt angelegt werden kann.

Um eine verdeckte Gewinnausschüttung zu vermeiden, sollte die Umsetzung eines Arbeitszeitkontos sorgfältig geplant werden. So müssen die Ansprüche auch für den Fall einer Insolvenz abgesichert werden. Sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gerne!

Quelle: Ministerium für Finanzen und Bundesangelegenheiten Saarland, Erlass vom 21. Oktober 2005, B/2 5 194/2005 S 2742, 
DStR 2006 S. 39

7. Erleichterungen bei Ansparrücklage für Überschussrechner 

Durch Ansparrücklagen können Gewerbetreibende, Land- und Forstwirte sowie Freiberufler ihren Gewinn mindern, wenn in den nächsten beiden Jahren investiert werden soll. Momentan können 40 % der geplanten Anschaffungskosten eines Wirtschaftsgutes in eine solche Rücklage gewinnmindernd eingebucht werden. Nicht bilanzierende Steuerpflichtige können im Jahr der Rücklagenbildung diesen Betrag als Betriebsausgabe abziehen. Damit die Rücklagenbildung steuerlich anerkannt wird, stellt die Finanzverwaltung zum Teil hohe formale Anforderungen an den Steuerpflichtigen. Dass diese Anforderungen gerade bei Steuerpflichtigen, die ihren Gewinn durch Einnahme-Überschussrechnung ermitteln, nicht überzogen sein dürfen, stellt nun ein aktuelles BFH-Urteil klar.

Eine GbR aus zwei Ärzten wollte in bewegliches Praxisvermögen investieren. Dazu wurde eine handschriftliche Aufstellung gefertigt, aus der die einzelnen Praxisinvestitionen und ihre geplanten Anschaffungskosten hervorgingen. In der beim Finanzamt eingereichten Einnahme-Überschussrechnung wurde diese Aufstellung nicht beigefügt. Lediglich aus der Einnahme-Überschussrechnung ging dieser Betrag als Gesamtbetrag hervor. Erst bei einer späteren Betriebsprüfung wollte das Finanzamt auf Grundlage der erstellten Übersicht die Betriebsausgaben im Zusammenhang mit der Ansparrücklage nicht mehr anerkennen. Zum einen sei nicht nachvollziehbar, ob zwischen der einzelnen Investition und der Rücklage ein konkreter Zusammenhang bestünde, zum anderen sei auch nicht Art und Umfang der Investitionen sowie der voraussichtliche Investitionszeitpunkt ersichtlich. Nur die Erstellung eines Eigenbeleges für jede einzelne Investition wäre nach Ansicht des Finanzamtes ausreichend gewesen. 

Gegen die Haltung des Finanzamtes klagte die GbR zunächst erfolglos vor dem Finanzgericht, bekam dann aber vom BFH Recht. Dieser erkannte die handschriftliche Aufstellung als ausreichend an, da jedes einzelne Wirtschaftsgut, für das eine Rücklage gebildet werden soll, in einem zeitnah geführten Verzeichnis ausgewiesen wurde. Außerdem sei es nicht notwendig, dass der Steuerpflichtige die Aufstellung bereits bei der Steuererklärung einreichen müsse. Es sei ausreichend, wenn sich das Verzeichnis in den Unterlagen des Steuerpflichtigen befinde und bei Bedarf vorgelegt werden könne. Dem Finanzamt dürfe bei der Einreichung der Steuererklärung auch ein Sammelbetrag mitgeteilt werden.   

Hinweis:

Das Urteil bringt eine zusätzliche Klarstellung zur Bildung einer Ansparrücklage bei Einnahme-Überschussrechnern. Die Richter am BFH haben der formalistischen Auffassung der Finanzverwaltung zu Recht eine Absage erteilt, die jeder gesetzlichen Grundlage entbehrt. Auch im Vordruck „Anlage EÜR“ wird nur die Eintragung einer Summe bei der Rücklagenbildung und –auflösung gefordert. 

Quelle: BFH-Urteil vom 13. Dezember 2005, XI R 52/04, LEXinform Nr. 5002192

8. Nachträgliche Rücklagenbildung in der Sonderbilanz möglich 

Durch die Bildung einer § 6b-Rücklage kann der Gewinn aus dem Verkauf von bestimmten Anlagegegenständen, etwa aus Grundstücksverkäufen, erfolgsneutral auf ein anderes Wirtschaftsgut übertragen werden. Dem Steuerpflichtigen wird dadurch die sofortige Besteuerung der stillen Reserven erspart. Das gilt auch für Mitunternehmer, die Sonderbetriebsvermögen veräußern. Sie haben das Wahlrecht, in ihrer Sonderbilanz einen solchen Passivposten bilden. Nach ständiger BFH-Rechtsprechung ist genauso zu verfahren, wenn der betreffende Mitunternehmer bis zum Bilanzstichtag aus der Gesellschaft ausgeschieden ist. Problematisch wird diese Rechtsauffassung, wenn die Sonderbilanz durch die verbleibenden Mitunternehmer aufgestellt wird und das Wahlrecht zur Rücklagenbildung nicht mit dem ausgeschiedenen Mitunternehmer abgestimmt wurde, wie eine aktuelle BFH-Entscheidung zeigt.

Ein Steuerpflichtiger war Kommanditist einer KG. Wegen ernsthafter Meinungsverschiedenheiten schied er aus der KG aus und übertrug im Rahmen des Auseinandersetzungsvertrags ein Grundstück seines Sonderbetriebsvermögens auf die anderen Gesellschafter. Die verbliebenen Gesellschafter stellten die Bilanz für die KG auf, bildeten aber in der Sonderbilanz des Steuerpflichtigen keine § 6b-Rücklage für die Grundstücksübertragung, obwohl die Voraussetzungen vorlagen. Dem Steuerpflichtigen wurde aus diesem Vorgang ein erheblicher Gewinn zugewiesen. Daraufhin begehrte der Steuerpflichtige die Änderung seiner Sonderbilanz. Finanzamt und Finanzgericht lehnten dies ab, da ein Bilanzierungswahlrecht nicht die Voraussetzung für eine Bilanzänderung gebe.

Der BFH gab dem Steuerpflichtigen jedoch Recht. Das Wahlrecht zur Bildung einer § 6b-Rücklage könne nur der Mitunternehmer selbst ausüben, denn nur ihn allein treffen die Besteuerungsfolgen. Grundsätzlich könne vermutet werden, dass die durch die KG aufgestellte Sonderbilanz mit dem betreffenden Mitunternehmer abgestimmt ist. Allerdings sei davon nicht auszugehen, wenn der Mitunternehmer bereits aus der Gesellschaft ausgeschieden ist oder ernstliche Meinungsverschiedenheiten zwischen den Gesellschaftern bestehen. Im Urteilsfall war der Steuerpflichtige zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung bereits ausgeschieden. Dass die Sonderbilanz mit dem Steuerpflichtigen abgestimmt wurde, könne nicht vermutet werden. Die Sonderbilanz konnte unter diesen Voraussetzungen nachträglich geändert werden.    

Quelle: BFH-Urteil vom 25. Januar 2006, IV R 14/04, BFH/NV 2006 S. 874

9. Steuerliche Behandlung von Hospitality-Tickets bei der Fußball-WM 

Durch sog. Hospitality-Tickets für die Fußball-Weltmeisterschaft erwirbt man in Kombination zu den Eintrittskarten der jeweiligen Spiele auch bestimmte Dienstleistungen. Die Hospitality-Pauschalangebote enthalten z.B. exklusives Catering, persönliche Betreuung, kleine Aufmerksamkeiten, bevorzugte Parkplätze, etc. Wie sind Aufwendungen für solche Tickets steuerlich zu beurteilen, wenn ein Unternehmer seinen Geschäftsfreunden oder Arbeitnehmern diese unentgeltlich zukommen lässt? 

Wendet der Unternehmer Geschäftsfreunden WM-Tickets zu, um geschäftliche Kontakte vorzubereiten oder zu begünstigen oder um sich geschäftsfördernd präsentieren zu können, kann es sich um Geschenke handeln, die nur als Betriebsausgaben abziehbar sind, wenn die Kosten dafür insgesamt 35 € im Wirtschaftsjahr je Empfänger nicht überschreiten. Das wird bei den WM-Tickets aber kaum der Fall sein. 

Nur wenn die WM-Tickets als Gegenleistung für eine andere Leistung gegeben werden, liegt eine betriebliche Veranlassung vor und die Aufwendungen sind unbeschränkt als Betriebsausgaben abzugsfähig.

Aufwendungen für WM-Tickets, die an Arbeitnehmer übergeben werden, können als Betriebsausgaben unbegrenzt abgezogen werden. 

Hinweis:

Ist Empfänger der Tickets ein Geschäftspartner, handelt es sich um eine zu versteuernde Betriebseinnahme bei diesem, auch wenn beim Unternehmer selber ein Betriebsausgabenabzug nicht möglich war. Beim Arbeitnehmer als Empfänger der Tickets liegt steuerpflichtiger Arbeitslohn vor, da die Freigrenze von 44 € pro Monat regelmäßig überschritten sein wird. Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer jedoch mit einem Pauschsteuersatz von 30 % für diese Zuwendung übernehmen.

Möchte nun ein Steuerpflichtiger seinen Geschäftsfreunden oder Mitarbeitern aus betrieblichem Anlass solche Tickets zuwenden, können die Gesamtkosten aus Vereinfachungsgründen aufgeteilt werden. In einem bereits veröffentlichten Schreiben des BMF zur steuerlichen Behandlung der Aufwendungen für VIP-Logen stellen die Kosten – bei Anwendung der Vereinfachungsregel – grundsätzlich zu 40 % Werbeaufwand, zu 30 % Bewirtung und zu 30 % Geschenke dar. Diese Vereinfachungsregelung ist dem Grunde nach auch für Hospitality-Tickets möglich. Allerdings ist der pauschale Ansatz als Werbeaufwand nicht möglich, da – so die Begründung der Finanzverwaltung – bei der Fußball-WM nur offizielle Sponsoren werben dürfen. Darüber hinaus wird der 30 %-ige Bewirtungsanteil auf 1.000 € begrenzt. Der Anteil für Geschenke wird mit dem Restbetrag angenommen. Den Vorteil aus der Bewirtung muss der Empfänger allerdings steuerlich nicht erfassen. 

Hinweis:

Um überhaupt die Möglichkeit des Betriebsausgabenabzugs zu erhalten, müsste der betriebliche Zweck für die Aufwendungen nachgewiesen werden. Es sollte jedoch berücksichtigt werden, dass der Empfänger diese Leistungen als Einnahme zu versteuern hat. 

Sprechen Sie uns an, wenn Sie weitere Fragen zu dieser Problematik haben. Wir beraten Sie gerne!

Quelle: BMF-Schreiben  vom 30. März 2006, IV B 2 S 2144 26/06, LEXinform Nr. 0579678, BMF-Schreiben vom 22. August 2005, IV B 2 S 2144 41/05, BStBl. 2005 I S. 845

10. Vorwegabzug- bzw. Höchstbetragskürzung bei Gesellschafter-Geschäftsführern 

Der BFH und die Finanzgerichte haben sich in letzter Zeit intensiv mit der Problematik befasst, ob beim Sonderausgabenabzug der Vorwegabzug (bis 2004) bzw. der Höchstbetrag (ab 2005) zu kürzen ist, wenn einem Gesellschafter-Geschäftsführer eine Pensionszusage erteilt wurde. Ausgangspunkt war ein BFH-Urteil, in dem einem Alleingesellschafter-Geschäftsführer der ungekürzte Vorwegabzug zugesprochen wurde. Dem Geschäftsführer wurde eine Pensionszusage erteilt. Die Kürzung des Vorwegabzugs ist in den meisten Fällen dann vorzunehmen, wenn der Arbeitgeber durch seinen Beitrag zur Zukunftssicherung des Steuerpflichtigen beiträgt. Der BFH stellte in seinem Urteil den Rechtsgrundsatz auf, dass die Altersversorgung beim Alleingesellschafter-Geschäftsführer in vollem Umfang auf eigenen Beiträgen beruhe, weil die gewinnmindernde Bildung einer Pensionsrückstellung den Anspruch des Gesellschafters auf eine mögliche Gewinnausschüttung mindere. 

Die Oberfinanzdirektion Karlsruhe hat in einer Verfügung klar gestellt, wie bei Gesellschaften zu verfahren ist, die mehrere Gesellschafter-Geschäftsführer haben:

· Soweit die Gesellschafter-Geschäftsführer in gleicher Höhe beteiligt sind und ihnen auch Pensionszusagen in gleicher Höhe erteilt wurden, steht ihnen der ungekürzte Vorwegabzug bzw. Höchstbetrag zu. 

· Es erfolgt auch keine Kürzung, wenn die Gesellschafter mit unterschiedlichen Quoten beteiligt sind, der Pensionsanspruch aber seiner Beteiligungsquote an den gesamten Pensionsverpflichtungen der GmbH entspricht. Hier gilt die Prämisse, dass jeder für seine Versorgung letztlich selbst aufkommen müsse. Ist diese Voraussetzung erfüllt, unterbleibt eine Kürzung.

· Sollten bei gleichen Beteiligungsquoten Pensionszusagen in unterschiedlicher Höhe zugesagt sein, erfolgt nur bei dem Gesellschafter eine Kürzung, dessen Versorgungsanspruch quotal über seinem Beteiligungsverhältnis liegt. Liegt die Altersvorsorge dagegen unter dem Beteiligungsverhältnis, ist keine Kürzung vorzunehmen.

· Werden nicht allen Gesellschafter-Geschäftsführern Pensionszusagen erteilt, erfolgt eine Kürzung des Vorwegabzugs bzw. des Höchstbetrages bei allen Beteiligten. Man geht hier davon aus, dass jeder Gesellschafter mit Pensionszusage seine Anwartschaft zu Lasten derjenigen ohne Pensionszusage erwirbt.

· Der gleiche Grundsatz gilt auch bei Gesellschaften, bei denen nicht alle Gesellschafter zur Geschäftsführung berufen sind. Eine Kürzung ist daher vorzunehmen.

· Derzeit beim BFH anhängig ist die Frage, wie bei einer Ehegatten-GmbH vorzugehen ist, bei der nur ein Ehegatte eine Pensionszusage erhalten hat. Das Finanzgericht hatte zuvor entschieden, dass es bei zusammenveranlagten Ehegatten keine Rolle spiele, welcher Ehegatte auf Vermögenswerte verzichte und eine Kürzung verneint. 

Hinweis:

Wegen der beschränkten Abziehbarkeit von Vorsorgeaufwendungen ergehen alle Bescheide zur Zeit vorläufig. Der Vorläufigkeitsvermerk deckt allerdings nicht das anhängige Verfahren zur Ehegatten-GmbH ab. Gesellschafter müssen daher ihre Bescheide offen halten. Wir beraten Sie gerne! 

Quelle: OFD-Karlsruhe, Verfügung vom 16. Januar 2006, S 2221 / 38 St 111, GmbHR 2006 S. 277

11. Anforderungen an ein „ordnungsgemäßes“ Fahrtenbuch  

Unternehmer oder Angestellte, die ihren Geschäfts- oder Dienstwagen auch privat nutzen, müssen den Anteil der Privatnutzung versteuern. Um diesen Wert festzustellen, kann pro Monat 1 % des Bruttolistenpreises als Einnahme angesetzt werden. Für diejenigen, die ihren Geschäftswagen in nicht unerheblichem Maße privat nutzen, kann sich diese Methode vorteilhaft auswirken. Für alle anderen, die das Fahrzeug nur für sehr wenige private Fahrten verwenden, kann es steuerlich günstiger sein, ein Fahrtenbuch zu führen. Anhand eines Fahrtenbuches kann der genaue Anteil der Privatfahrten ermittelt werden und damit auch der genaue Anteil der Kfz-Kosten, die dem Steuerpflichtigen als Einnahme zugeordnet werden. Wegen der hohen Manipulationsgefahr, die beim Führen eines Fahrtenbuchs besteht, werden strenge formale Anforderungen an ein „ordnungsgemäßes“ Fahrtenbuch gestellt, denn nur ein solches erkennt das Finanzamt auch steuerlich an. Werden die Voraussetzungen nicht erfüllt, muss der Steuerpflichtige die private Kfz-Nutzung nach der – oft für ihn ungünstigeren – 1 %-Methode versteuern.  

 Hinweis:

Mit dem Gesetz zur „Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen“ wurde die Anwendung der 1 %-Regelung auf Fahrzeuge beschränkt, die zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden. Auf Dienstwagen hat diese Einschränkung keine Auswirkungen. Erstmals ist diese Regelung für Wirtschaftsjahre zu beachten, die nach dem 31. Dezember 2005 beginnen, bei kalendergleichem Wirtschaftjahr also ab dem 1. Januar 2006. Wichtig ist, dass sich bei der Umsatzsteuer nichts ändert. Das Fahrzeug kann ab einer betrieblichen Nutzung von mindestens 10 % auch weiterhin als umsatzsteuerliches Betriebsvermögen behandelt werden. 

Bis vor kurzem gab es keine höchstrichterliche Rechtsprechung, wie ein „ordnungsgemäßes“ Fahrtenbuch geführt werden muss und welche Angaben gemacht werden müssen. Erst vergangenes Jahr urteilte der BFH, dass ein Fahrtenbuch nicht in Form einer Excel-Tabelle geführt werden könne. Außerdem müsse das Fahrtenbuch zeitnah und in geschlossener Form geführt werden sowie fortlaufend die zu erfassenden Fahrten einschließlich des an ihrem Ende erreichten Gesamtkilometerstandes wiedergeben. Ein aktuelles BFH-Urteil gibt nun genauere Auskunft darüber, welche Angaben zu den einzelnen Fahrten zu machen sind:

Soweit es sich um berufliche Reisen handelt, müssen Datum, Reiseziel, aufgesuchter Kunde/Geschäftspartner bzw. Gegendstand der dienstlichen Verrichtung aufgezeichnet werden. Bloße Ortsangaben statt der Angabe der aufgesuchten Geschäftspartner reichen im Allgemeinen nicht aus. Abkürzungen sind erlaubt, wenn diese leicht entschlüsselbar sind. Grundsätzlich ist für jede berufliche Fahrt eine gesonderte Aufzeichnung zu machen und der bei Abschluss der Fahrt erreichte Gesamtkilometerstand zu erfassen. Ausnahmsweise können mehrere Teilabschnitte einer einheitlichen beruflichen Reise zu einer zusammenfassenden Eintragung verbunden werden, wenn die einzelnen aufgesuchten Kunden oder Geschäftspartner im Fahrtenbuch in der zeitlichen Reihenfolge aufgeführt werden. Sobald aber der berufliche Einsatz zugunsten einer Privatfahrt unterbrochen wird, müsse im Fahrtenbuch der nach dem Ende der betrieblichen Verwendung erreichte Gesamtkilometerstand notiert werden. Darüber hinaus bestätigte der BFH seine bisherigen Rechtsgrundsätze zur geschlossenen Form des Fahrtenbuches. Alle erforderlichen Angaben müssen sich aus dem Fahrtenbuch selbst entnehmen lassen. Ein Verweis auf ergänzende Unterlagen sei nur zulässig, wenn der geschlossene Charakter der Aufzeichnungen dadurch nicht beeinträchtigt würde. 

Hinweis:

Versteuert ein Arbeitnehmer den Sachbezug aus der Firmenwagennutzung durch die Fahrtenbuchmethode, werden dabei die tatsächlichen anteiligen Kosten angesetzt. Dazu zählt auch die Abschreibung bezogen auf die Anschaffungskosten. Wie der BFH entschied, ist der Arbeitnehmer nicht an den Kostenansatz seines Dienstherrn gebunden und kann daher auch eine andere Nutzungsdauer zu Grunde legen. Der Arbeitnehmer darf folglich eine Nutzungsdauer von 8 statt der üblichen 6 Jahre wählen und muss somit in den Anfangsjahren geringere Kosten der Lohnsteuer unterwerfen. Eine Rechtsgrundlage, die einen korrespondierenden Ansatz vorschreibe, gebe es nicht, so der BFH.

Quelle: BFH-Urteil vom 16. März 2006, VI R 87/04, LEXinform Nr. 5002195; BFH-Urteil vom 29. März 2005, IX B 174/03, BFH/NV 2006 S. 998

12. Beiträge zum Zusatzversorgungswerk wegen allgemeinverbindlichem Tarifvertrag steuerfrei

Leistet der Arbeitgeber für die Zukunftssicherung seiner Arbeitnehmer Beiträge, sind diese unter bestimmten Voraussetzungen steuerfrei. Dazu gehört z.B., dass der Arbeitgeber zu diesen Ausgaben gesetzlich verpflichtet ist, was bei den Arbeitgeberbeiträgen zur Gesamtsozialversicherung der Fall ist. Alternativ dazu sind die Beiträge steuerfrei, wenn der Arbeitgeber zur Zahlung aufgrund sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften oder wegen einer anderen Bestimmung verpflichtet ist, die auf einer gesetzlichen Ermächtigung ruht. Schwierigkeiten kann die Beurteilung bereiten, ob eine Arbeitgeberleistung unter eine dieser drei Alternativen fällt. Andernfalls würden die Zahlungen steuerpflichtigen Arbeitslohn darstellen.     

Das Thüringer Finanzgericht hatte in einem Fall zu entscheiden, in dem ein Arbeitgeber Beiträge in ein Zusatzversorgungswerk für seine Arbeitnehmer zahlte. Dazu wurde der Arbeitgeber aufgrund des Tarifvertrages verpflichtet, obwohl er selbst nicht tarifgebunden war. Ursache dafür war, dass das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung die tarifvertraglichen Bestimmungen über dieses Zusatzversorgungswerk für allgemein gültig erklärte. Bei einer Lohnsteuerprüfung beurteilte das Finanzamt die Leistungen als steuerpflichtigen Arbeitslohn. Der Arbeitgeber vertrat die Ansicht, dass die Aufwendungen steuerfrei seien, weil er sie wegen der Allgemeingültigkeitserklärung zahlen musste. 

Diese Meinung vertrat auch das Finanzgericht. Zwar ergebe sich die Beitragspflicht an das Zusatzversorgungswerk nur mittelbar aus dem Tarifvertrag, denn der Arbeitgeber war nicht tarifgebunden. Erst aufgrund der Allgemeinverbindlichkeitserklärung des zuständigen Bundesministeriums war die Beitragspflicht entstanden. Nach Ansicht des Finanzgerichts sei diese Allgemeinverbindlichkeitserklärung eine gesetzliche Ermächtigung, wodurch die allgemeinen Voraussetzungen zur Steuerfreiheit von Zukunftssicherungsleistungen erfüllt seien.  

Hinweis:

Die Finanzgerichte sehen die Rechtslage in ähnlich gelagerten Fällen uneinheitlich. Inzwischen hat das Finanzamt Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt. Betroffene Arbeitgeber sollten ihre entsprechenden Bescheide durch Einspruch offen halten und bis zur endgültigen Entscheidung das Ruhen des Verfahrens beantragen. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

 Quelle: Thüringer FG, Urteil vom 17. November 2005, II 1177/03, Rev. eingelegt (Az. des BFH: VI R 16/06), LEXinform Nr. 5002111

13. Verlustfestsetzung auch ohne Steuerbescheid möglich 

Können die Verluste eines Steuerpflichtigen nicht mit anderen positiven Einkünften desselben Jahres ausgeglichen werden, muss das Finanzamt den verbleibenden Verlustabzug feststellen. Dieser Verlustabzug wird in das vorhergehende Jahr zurückgetragen oder in die kommenden Jahre vorgetragen, um dort mit positiven Einkünften verrechnet zu werden. Die Feststellung des verbleibenden Verlustes ist ein gesondertes Verfahren im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung. Dadurch soll zeitnah für das Finanzamt als auch für den Steuerpflichtigen eine ein für allemal bindende Entscheidung über den zukünftig verbleibenden Verlustabzug getroffen werden. Dass die Feststellung des Verlustabzugs auch dann möglich ist, wenn kein Einkommensteuerbescheid mehr ergehen kann, zeigt ein Urteil des BFH.

Eine Steuerpflichtige erzielte im Jahr 1998 hohe Verluste aus Gewerbebetrieb. Daneben hatte sie noch geringfügige Einkünfte aus einer Tätigkeit als Arbeitnehmer sowie Kapitaleinkünfte, die den Sparerfreibetrag nicht überstiegen. 2002 reichte sie ihre Einkommensteuererklärung für dieses Jahr ein. Das Finanzamt lehnte es ab, eine Veranlagung durchzuführen. Da die Steuerpflichtige im Jahr 1998 nur positive Einkünfte aus ihrer Arbeitnehmertätigkeit gehabt habe, sei eine Veranlagung wegen des Ablaufs der 2-jährigen Antragsfrist nicht mehr möglich. Die Steuerpflichtige hätte spätestens am 31. Dezember 2000 ihre Einkommensteuererklärung für 1998 beim Finanzamt einreichen müssen. Daraufhin beantragte die Steuerpflichtige, wenigstens die Verluste aus dem Gewerbe festzustellen, wollte sie diese doch mit ihren späteren positiven Einkünften verrechnen. Aber auch hier lehnte das Finanzamt ab. Die Feststellung des verbleibenden Verlustabzugs sei nur möglich, wenn für dieses Jahr noch ein Steuerbescheid ergehen könne, was aber nicht mehr möglich sei.

Eine andere Auffassung vertraten sowohl das Finanzgericht als auch der BFH, die beide der Steuerpflichtigen Recht gaben. Zwar könne der Anspruch auf die Feststellung des Verlustabzuges verjähren. Diese im Allgemeinen 4-jährige Verjährungsfrist war im Urteilsfall aber noch nicht abgelaufen. Die Richter stellten sich ausdrücklich gegen die Meinung des Finanzamtes, dass eine Verlustfeststellung nur dann möglich wäre, wenn für das entsprechende Jahr noch ein Einkommensteuerbescheid ergehen könne. Das widerlaufe dem Sinn und Zweck des Verfahrens zur gesonderten Verlustfeststellung. Die Steuerpflichtige konnte somit den gewerblichen Verlust ungekürzt als Verlustabzug geltend machen. Im Rahmen einer „normalen“ Veranlagung wäre dieser zuvor mit den – wenn auch nur geringfügigen – positiven Einkünften verrechnet worden.       

Hinweis:

Das Urteil betrifft nur Fälle, in denen noch kein bestandskräftiger Einkommensteuerbescheid vorliegt. Nicht möglich ist es, für ein bereits veranlagtes Jahr nachträglich einen Verlustabzug feststellen zu lassen. 

Quelle: BFH-Urteil vom 1. März 2006, XI R 33/04, BB 2006 S. 974

14. Nachträglicher Einbau von Zwischenwänden sofort abziehbar  

Lassen Grundstückseigentümer ihre vermieteten Immobilien renovieren oder umbauen, ist die steuerliche Beurteilung nicht immer einfach. Liegen bei den Maßnahmen Werbungskosten vor, kann sie der Steuerpflichtige sofort steuerlich abziehen. Handelt es sich hingegen um Herstellungskosten, sind die Aufwendungen nur im Rahmen der jährlichen Abschreibung absetzbar. In einem aktuellen Urteil des BFH musste entschieden werden, ob die Kosten für den Einbau von Rigips-Zwischenwänden in ein Großraumbüro als sofort abziehbare Werbungskosten zu beurteilen sind.

Der Steuerpflichtige machte die Kosten zunächst als Werbungskosten geltend. Finanzamt und auch das Finanzgericht sahen die Sache anders und ließen nur einen anteiligen Abzug im Rahmen der Abschreibung zu. Der BFH sah diese Ansicht im Widerspruch zu seiner bisherigen Rechtsprechung. Herstellungsaufwand läge nur bei einer wesentlichen Verbesserung vor. Durch das Entfernen oder Setzen von Zwischenwänden würde der objektive Gebrauchswert des Gebäudes nicht notwendigerweise verbessert. Auch sei von keiner Erweiterung auszugehen, da durch diese Maßnahme die Wohnfläche nicht vergrößert werde. Solange die reine Umgestaltung von vermieteten Räumen dem Gebäude nicht ein anderes Gepräge gebe, liegen keine – nachträglichen – Herstellungsaufwendungen vor. Allein die Tatsache, dass die Baumaßnahme für die Vermietbarkeit förderlich sei, spreche nicht gegen die Annahme von Werbungskosten, so der BFH.  

Hinweis:

Der BFH änderte mit seinen Ausführungen nicht seine bisherige Rechtsprechung. In einem früheren Urteil wurde der Umbau von Mietwohnungen in Arztpraxen als Herstellungsaufwand beurteilt. Anders als im o.g. Fall wurde durch die Baumaßnahme eine Funktions- und Wesensänderung des Vermietungsobjektes bewirkt, die zu Herstellungsaufwendungen führte.

Die Rechtsprechung zur steuerlichen Qualifizierung von Baumaßnahmen ist sehr komplex. Sprechen Sie uns an, wenn Sie Um- oder Ausbauten an ihrer Immobilie planen!

Quelle: BFH-Beschluss vom 21. Oktober 2005, IX S 16/05, BFH/NV 2006 S. 291

15. Besteuerung von Scheinrenditen nicht verfassungswidrig

Das Bundesverfassungsgericht nahm eine für viele Kapitalanleger wichtige Klage nicht zur Entscheidung an. Es ging um die Besteuerung von Scheinrenditen aus sog. Schneeballsystemen. 

Ausgangspunkt für dieses Urteil war Anlagebetrug, bei dem den Anlegern hohe Renditen aus Kapitalanlagen versprochen wurden, tatsächlich die Gelder aber veruntreut wurden. Damit „Ausschüttungen“ finanziert werden konnten, wurden Kapitalzuflüsse von Neuanlegern verwendet. Konnten nicht mehr genug Neuanleger akquiriert werden, flog das Schneeballsystem auf. Der BFH urteilte, dass diese Art von Scheinrenditen auch noch steuerpflichtig sei. Für die betroffenen Anleger war dieses Urteil sehr ungünstig, da sie in den meisten Fällen ihre gesamte Einlage verloren hatten. Der Verlust der Einlage hat allerdings keinerlei steuerliche Auswirkungen. Hoffnung bestand, da gegen das Urteil Verfassungsbeschwerde eingereicht wurde.

Wie nun bekannt wurde, wies das Bundesverfassungsgericht die Beschwerde zurück. Insbesondere stellte sich das Gericht gegen die Kritik des Beschwerdeführers, in den Jahren 1988 und 1989 hätte ein strukturelles Erhebungsdefizit bei der Besteuerung privater Spekulationsgewinne geherrscht, wodurch ein Verstoß gegen die Belastungsgleichheit bestünde. 

Hinweis:

Steuerpflichtige, die ihre entsprechenden Einkommensteuerbescheide mit Hinweis auf dieses Verfahren offen gehalten haben, werden in nächster Zeit einen Negativbescheid erhalten. 

Quelle: BVerfG, Urteil vom 25. November 2005, 2 BvR 359/05, HFR 2006 S. 395

16. Steuerberatungskosten für Erbschaftsteuer doppelt abziehbar 

Steuerberatungskosten, die im Zusammenhang mit der Erbschaftsteuererklärung entstehen, mindern als Nachlassverbindlichkeiten die Erbschaftsteuer. Nach einem Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichtes konnten diese Kosten bis einschließlich 2005 zusätzlich als Sonderausgaben abgezogen werden. 

Im Urteilsfall erhielt ein Steuerpflichtiger eine Erbschaft. Für die Erstellung der Erbschaftsteuererklärung nahm er die Unterstützung eines Steuerberaters in Anspruch. Die Kosten machte er sowohl im Rahmen der Erbschaftsteuererklärung als auch bei seiner Einkommensteuererklärung als Sonderausgaben steuermindernd geltend. Das Finanzamt wollte den Abzug als Sonderausgaben nicht anerkennen, da die Steuerberaterkosten zwar den Nachlass des Erblassers gemindert hätten, den Steuerpflichtigen selber aber wirtschaftlich nicht belastet haben. Außerdem habe er die Kosten bereits bei der Erbschaftsteuererklärung abgezogen.

Für die Richter am Finanzgericht waren das keine schlagkräftigen Argumente und sie verurteilten das Finanzamt zur zusätzlichen Anerkennung als Sonderausgaben. Die Steuerberatungskosten seien deshalb als Sonderausgaben abziehbar, da der Steuerpflichtige diese Ausgaben zur Erfüllung seiner steuerlichen Pflichten in Anspruch genommen habe und sie weder Betriebsausgaben noch Werbungskosten darstellen. Auch sei eine doppelte Berücksichtigung neben den Nachlassverbindlichkeiten nicht ausgeschlossen, da im Einkommensteuergesetz keine Regelung vorhanden sei, die eine Berücksichtigung ausschließe, wenn die Ausgaben bereits in einem anderen Besteuerungsverfahren abgezogen werden. Das Finanzgericht teilte auch nicht die Ansicht des Finanzamtes, dass dadurch eine unzulässige Doppelentlastung erreicht werde. Zwar würde auf der einen Seite die Einkommensteuer und auf der anderen die Erbschaftsteuer gemindert werden, allerdings würden dadurch zwei unterschiedliche Steuersubjekte betroffen werden: im ersten Fall der Erbe und im zweiten der Erblasser. Eine Verknüpfung dieser beiden Steuersubjekte könne nur durch eine entsprechende gesetzliche Regelung erfolgen, die aber in der Form nicht existiere.

Hinweis:

Steuerberatungskosten, die nach dem 1. Januar 2006 gezahlt werden, sind als Sonderausgaben nicht mehr abziehbar. Von dem Urteil können Sie daher nur profitieren, soweit es sich um Steuerberatungskosten im Zusammenhang mit einer Erbschaftsteuererklärung handelt, die spätestens bis zum 31. Dezember 2005 gezahlt wurden und die jeweilige Einkommensteuererklärung noch offen ist. Wir beraten Sie gerne! 

Quelle: Niedersächsisches FG, Urteil vom 15. Dezember 2005, 10 K 191/00, LEXinform Nr. 5001902

17. So funktioniert die neue Förderung haushaltsnaher Dienstleistungen

Ab 2006 werden durch das Gesetz zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung haushaltsnahe Dienstleistungen in Privathaushalten verstärkt gefördert. Schon bisher wurden haushaltsnahe Dienstleistungen, etwa Wohnungsreinigung oder Betreuung von Familienangehörigen, als Steuerermäßigung anerkannt. Von den Kosten konnten 20 % von bis zu 3.000 € - maximal also 600 € - von der Steuer abgezogen werden. 

Hinweis:

Nichts geändert hat sich bei den Regelungen zur Steuerermäßigung bei haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen. Die Steuerermäßigung beträgt wie bisher:

· 10 % der Aufwendungen bei einer geringfügigen Beschäftigung, maximal 510 € bzw. 

· 20 % der Aufwendungen bei einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis, maximal 2.400 €.   

Ab 2006 erhöht sich die Steuerermäßigung für Dienstleistungen, die zur Betreuung einer pflegebedürftigen Person in Anspruch genommen werden, etwa für die Inanspruchnahme eines Pflegedienstes, auf 1.200 €. Wie bisher können die Aufwendungen in Höhe von 20 % von der Steuer abgezogen werden, allerdings wurde der höchstmögliche Abzugsbetrag auf 6.000 € erhöht, was zu einer Steuerermäßigung von maximal 1.200 € führen kann. „Pflegebedürftig“ ist eine Person, wenn sie Leistungen aus der Pflegeversicherung erhält oder als pflegebedürftig i.S. des § 14 SGB XI gilt. Weitere Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist, dass diese Dienstleistungen im Haushalt des Steuerpflichtigen oder im Haushalt der gepflegten oder betreuten Person erbracht werden.

Hinweis:

Soweit die Pflege- und Betreuungsleistungen bereits als außergewöhnliche Belastung geltend gemacht werden, können sie nicht als haushaltsnahe Dienstleistung berücksichtigt werden. Allein die Aufwendungen, die als außergewöhnliche Belastung nicht berücksichtigt wurden, sind als haushaltsnahe Dienstleistungen abziehbar.  

Neu eingeführt wurde, dass neben der o.g. Förderung auch Handwerksarbeiten zur Modernisierung und Instandhaltung des Haushaltes steuerermäßigend berücksichtigt werden können. Auch hier können 20 % der Kosten von maximal 3.000 € - also bis zu 600 € - von der Steuer abgezogen werden. Dazu zählen bspw. Tapezier-, Maler-, Sanitär-, Fliesenleger, Maurer- oder Gartenarbeiten. Die Ermäßigung können sowohl Mieter als auch Eigentümer in Anspruch nehmen. Wichtig ist, dass nur Lohnkosten und nicht Materialkosten steuerlich begünstigt werden. Für die Berechnung des Abzugsbetrages sind daher alle Materialposten aus der Rechnung auszuscheiden. 

Werden beide Steuerabzugsbeträge, d.h. für die Nutzung von Pflege- und Betreuungsleistungen und für die Inanspruchnahme von Handwerksleistungen, in maximaler Höhe ausgenutzt, können insgesamt 1.800 € von der Steuer abgezogen werden. 

Beispiel:

Ein Ehepaar beschäftigt 2006 einen Gärtner im Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung für 380 € im Monat. Die Gesamtkosten inkl. Sozialversicherungsbeiträge belaufen sich pro Jahr auf ca. 5.111 €. Da es sich um ein haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis handelt, werden 10 % der Aufwendungen maximal 510 € steuerlich gefördert. Die Steuerermäßigung beträgt damit 510 €.

Weiterhin beschäftigt das Ehepaar zur Reinigung der Wohnung sowie zur Erledigung von Einkäufen und der Wäsche eine Hausangestellte, die monatlich 1.000 € erhält. Unter Einbezug der Sozialversicherungsbeiträge betragen die gesamten Aufwendungen für die Hausangestellte rd. 14.500 €. Steuerlich gefördert werden 20 % der Aufwendungen, maximal 2.400 €. Der Steuerbonus beträgt somit 2.400 €.   

Außerdem wird die im Haushalt lebende pflegebedürftige Mutter der Ehefrau durch einen Pflegedienst versorgt. Dafür werden monatlich 450 € ausgegeben, im Jahr 2006 insgesamt 5.400 €. Würden die Kosten nicht als außergewöhnliche Belastung geltend gemacht werden, sind 20 % der Aufwendungen abziehbar, maximal 1.200 €. Der Steuerrabatt beträgt somit 1.080 €. 

Ebenfalls in 2006 wird das Badezimmer umfassend renoviert. Die Handwerkerrechnung beträgt insgesamt 4.000 €. Davon entfallen 2.000 € auf den Lohn und 2.000 € auf Materialkosten. Gefördert werden 20 % der Lohnkosten, maximal 3.000 €. Die Einkommensteuer ermäßigt sich somit um 400 €.  

Insgesamt kann das Ehepaar wegen der Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen sowie wegen Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse 4.390 € von der Steuer abziehen. 

Hinweis:

Wichtig ist, dass die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen durch Überweisung auf das Empfängerkonto nachgewiesen wird. Wird bar gezahlt und eventuell eine Quittung des Empfängers als Nachweis vorgelegt, führt das zum Versagen der Steuerermäßigung. Als weitere Voraussetzungen muss eine Rechnung des Dienstleisters vorgelegt werden.

18. Kein Splittingtarif für eingetragene Lebenspartner 

Was bisher von allen Finanzgerichten einheitlich beurteilt wurde, ist nun vom BFH bestätigt worden: Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft können nicht zusammen zur Einkommensteuer veranlagt werden. Das Einkommensteuergesetz sieht eine Zusammenveranlagung nur für Ehegatten vor, die nicht dauernd getrennt leben. Bei der Zusammenveranlagung werden die Einkünfte der Ehegatten zusammengerechnet und die Einkommensteuer nach der günstigeren Splittingtabelle berechnet. 

Im zu verhandelnden Fall vertraten die Steuerpflichtigen, die in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben, die Auffassung, dass die Vorschriften zur Zusammenveranlagung auch auf eingetragene Lebenspartner anzuwenden seien. Dem widersprach auch in letzter Instanz der BFH. 

Der Gesetzgeber habe bewusst von einer einkommensteuerlichen Gleichstellung der Lebenspartnerschaft mit Ehegatten abgesehen, so der BFH. Auch der hilfsweise von den Steuerpflichtigen gestellte Antrag zur Vorlage an das Bundesverfassungsgericht scheide aus. Dass Lebenspartner nicht zur Zusammenveranlagung berechtigt seien, verstoße nicht gegen das Gleichheitsgebot. Gerade wegen der im Grundgesetz vorgesehenen Schutzwürdigkeit der Ehe sei der Gesetzgeber dazu angehalten, die Ehe steuerlich besonders zu fördern. 

Sollte aber ein Lebenspartner für den anderen Unterhalt zahlen müssen, wäre das als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig.   

Quelle: BFH-Urteil vom 26. Januar 2006, III R 51/05, LEXinform Nr. 5002162; BFH-Pressemitteilung vom 12. April 2006, Pressemitteilung Nr. 18/2006, LEXinform Nr. 0172467

19. Kindergeld trotz bestandskräftigem Ablehnungsbescheid 

Nach einem Urteil des Finanzgerichtes Nürnberg kann Kindergeld auch trotz eines bestandskräftigen Aufhebungsbescheides rückwirkend bewilligt werden. 

Im zu verhandelnden Fall erhielt ein Steuerpflichtiger im Jahr 2003 für seinen volljährigen Sohn Kindergeld. Nach den gesetzlichen Bestimmungen kann für volljährige Kinder nur dann Kindergeld gezahlt werden, wenn sie sich in Ausbildung befinden und ihre Einkünfte und Bezüge eine bestimmte Grenze nicht übersteigen (aktuell: 7.680 €). Der Sohn beendete in diesem Jahr sein Studium, schloss aber ein Promotionsstudium an, aus dem er ab Mai 2003 Einkünfte erzielte, die den Jahresgrenzbetrag geringfügig überstiegen. Die Familienkasse erließ im Juni 2003 einen Bescheid, in dem sie die Kindergeldbewilligung rückwirkend ab Januar 2003 aufhob. Der Aufhebungsbescheid wurde bestandskräftig. Die Arbeitnehmerbeiträge des Sohns zur Sozialversicherung wurden im Bescheid nach der damals herrschenden Rechtsauffassung zu den Einkünften und Bezügen gerechnet. Im Januar 2005 urteilte das Bundesverfassungsgericht, dass die Sozialversicherungsbeiträge nicht in den Jahresgrenzbetrag einzubeziehen sind. Da der Sohn durch dieses Urteil die Einkünfte- und Bezügegrenze nicht mehr überschritt, bewilligte die Familienkasse nachträglich Kindergeld, allerdings nur für den Zeitraum von Juli bis Dezember 2003. Der Steuerpflichtige wollte aber auch für die vorhergehenden Monate dieses Jahres Kindergeld erhalten. Die Familienkasse sah für diesen Zeitraum keine Möglichkeit der nachträglichen Bewilligung, da nach ihrer Ansicht der bestandskräftige Aufhebungsbescheid aus Juni 2003 dem entgegenstünde und auch keine mögliche Korrekturvorschrift vorläge.

Dem widersprach das Finanzgericht Nürnberg. Generell sieht das Einkommensteuergesetz eine eigene Änderungsnorm vor, wonach eine Kindergeldfestsetzung geändert werden kann, wenn nachträglich bekannt wird, dass die Einkünfte und Bezüge des Kindes den Grenzbetrag (nicht) überschreiten. Durch das Urteil des Verfassungsgerichtes kann diese Änderungsnorm zur Anwendung kommen. Unklar war aber bislang, ob durch die Änderungsnorm ein bestandskräftiger Ablehnungsbescheid erst einen Monat nach dessen Bekanntgabe korrigiert werden kann – so wie die Familienkasse hier auch verfahren ist – oder ob sogar eine rückwirkende Änderung bis zum Jahresbeginn möglich ist. Nach Ansicht des Finanzgerichtes ist Letzteres zu befürworten.  

Hinweis:

Durch dieses positive Urteil kann nun auch bei bestandskräftigen Ablehnungsbescheiden rückwirkend Kindergeld gezahlt werden. Allerdings hat das Finanzamt Nichtzulassungsbeschwerde beim BFH eingelegt. Sollte Ihnen in einem ähnlichen Fall kein Kindergeld gewährt werden, legen Sie Einspruch ein. Wir helfen Ihnen dabei gerne!  

Quelle: FG Nürnberg, Urteil vom 12. Januar 2006, VI 311/2005, Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (Az. des BFH:III B 21/06), LEXinform Nr. 5002033

20. Beitragsberücksichtigung zur privaten Krankenversicherung des Kindes

Dass nicht nur Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung aus der Einkünfte- und Bezügegrenze von derzeit 7.680 € des Kindes ausscheiden, entschied das Niedersächsische Finanzgericht. Im Urteilsfall kamen die Richter zu der Auffassung, dass auch Beiträge zur privaten Krankenversicherung die zu berücksichtigenden Einkünfte und Bezüge des Kindes mindern. Eine Unterscheidung zwischen Beiträgen zur gesetzlichen und zur privaten Krankenversicherung sei nicht begründet.

Hinweis:

Ob Beiträge zur privaten Krankenversicherung in die maßgeblichen Einkünfte und Bezüge des Kindes einzubeziehen sind oder nicht, wird von den Finanzgerichten unterschiedlich beurteilt. Inzwischen wurde gegen das Urteil Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt. 

Legen Sie Einspruch ein und beantragen Sie das Ruhen des Verfahrens unter Hinweis auf das Aktenzeichen beim BFH (Az. III R 72/05), sollten in Ihrem Fall die privaten Krankenversicherungsbeiträge in den Jahresgrenzbetrag einbezogen werden. Wir beraten Sie gern!

Quelle: FG Niedersachsen, Urteil vom 9. November 2005, 2 K 477/04, Revision eingelegt (Az. des BFH: III R 72/05), EFG 2006 S. 273

21. Selbständige können sich freiwillig gegen Arbeitslosigkeit versichern 

Seit dem 1. Februar 2006 können sich Selbständige in der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung freiwillig weiter versichern. Voraussetzung dafür ist, dass sie sich innerhalb der letzten 24 Monate mindestens 12 Monate lang in einem „normalen“ Arbeitslosenversicherungsverhältnis befunden haben. Wer nach dem Ende seiner Selbständigkeit arbeitslos wird, erhält Arbeitslosengeld in Höhe eines fiktiven Arbeitsentgelts, wenn er in den letzten beiden Jahren zuvor nicht mindestens 150 Tage Arbeitsentgelt aus einer versicherungspflichtigen Beschäftigung bezogen hat. 

Das Versicherungsverhältnis beginnt mit dem Tag des Antragseingangs, frühestens am Tag, an dem die Versicherungsvoraussetzungen erfüllt sind. Sobald Entgeltersatzleistungen, wie Arbeitslosengeld, bezogen werden, endet das Versicherungsverhältnis. Ist der Versicherte mit seinen Beiträgen mehr als 3 Monat im Verzug, ist das Versicherungsverhältnis ebenfalls beendet.

Den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung, der am 1. des Monats fällig wird, muss der Selbständige allein zahlen. Als beitragspflichtige Einnahmen werden 25 % der monatlichen Bezugsgröße (2006: 2.450 € (West), 2.065 € (Ost)) zu Grunde gelegt. Mit dem aktuellen Beitragssatz von 6,5 % ergibt sich ein monatlicher Beitrag von 39,81 € (West) bzw. 33,56 € (Ost).    

Hinweis:

Der Antrag auf freiwillige Weiterversicherung muss innerhalb eines Monats nach Beginn der Selbständigkeit gestellt werden. Ansonsten ist keine Versicherung mehr möglich. Allerdings gibt es 2006 noch eine Übergangsregelung für alle, die die Voraussetzungen zum 1. Februar 2006 erfüllen: der Antrag kann noch bis zum 31. Dezember 2006 gestellt werden.

Quelle: Drittes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2003, BGBl. 2003 I S. 2848

22. Weitere Verfassungsbeschwerde gegen Grundsteuer abgewehrt

In unserer letzten Ausgabe berichteten wir von einer weiteren Verfassungsbeschwerde gegen die Grundsteuer (Az. 1 BvR 311/06). Im Gegensatz zum bereits anhängigen Verfahren, das sich nur gegen die Erhebung der Grundsteuer auf selbst genutztes Wohneigentum richtet, wandte sich der Beschwerdeführers in dem neuen Verfahren allgemein gegen die Festsetzung des Einheitswertes und des Grundsteuermessbetrages sowie die Erhebung der Grundsteuer. 

Wie nun bekannt wurde, nahm das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 3. März 2006 die Beschwerde nicht zur Entscheidung an. Sofern sich Widersprüche und Einsprüche gegen Grundsteuer- und Einheitswertbescheide sowie Anträge auf Herabsetzung oder Aufhebung des Grundsteuermessbetrages ausschließlich auf dieses Verfahren stützen, werden diese voraussichtlich negativ beschieden werden. 

Hinweis:

Die bereits bestehende Verfassungsklage, die sich gegen die Grundsteuer auf selbst genutztes Wohneigentum richtet, ist weiterhin anhängig (Az. 1 BvR 1644/05). Möchten Sie sich gegen die Grundsteuer auf Ihr selbst genutztes Wohneigentum wehren, sollten Sie gegen die entsprechenden Bescheide Rechtsmittel einlegen, um möglichst frühzeitig von einem möglichen positiven Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zu profitieren. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: Deutscher Steuerberaterverband e.V., Pressemitteilung vom 20. April 2006, P 16/06, www.dstv.de
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